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Im Verlage der Hof-Buchdruderei von W. Decker K Comp. Redakteur: G. Müller. 


Freitag den 22. März. 


Inland. 


Berlin den 20. März. Se. Majeſtät der Kö⸗ 
nig haben Allergnädigſt geruht: Dem General-Lieu⸗ 
tenant a. D. von Sohr J. zu Stargard, den Ro⸗ 
then Adler-Orden erſter Klaſſe mit Eichenlaub; dem 
Ober⸗Poſt⸗Direktor Balde zu Liegnitz, den Rothen 
Adler⸗Orden dritter Klaſſe mit der Schleife, fo wie 
dem Förſter Leſſel zu Friedrichsfelde, im Regie⸗ 
rungsbezirk Königsberg, das Allgemeine Ehrenzei— 
chen zu verleihen; den bisherigen Ober-Landes-Ge⸗ 
richts-Rath Dr. Löwenberg als Rath an das 
Kammer⸗Gericht zu verſetzen; und die Ober-Verg⸗ 
Amts⸗Aſſeſſoren Grafen v. Seckendorf zu Halle, 
Erbreich zu Brieg und Graſen v. Schweinitz zu 
Bonn, zu Ober-Vergräthen zu ernennen. 


Se. Kaiſerliche Hoheit der Großfürſt Thron- 
folger von Rußland iſt von St. Petersburg 
hier eingetroffen. 

(Die Verbrechen.) — Von jeher hat man 
verſucht, die Veranlaſſungen der Verbrechen zu erfor⸗ 
ſchen und auf Mittel geſonnen, die Zahl derſelben 
zu vermindern. Alle Staatsphiloſophen haben ihre 
eigene Anſicht von der öffentlichen Moral und den 
Mitteln zu ihrer Befeſtigung gehabt. Der höhere 
oder geringere Grad der Sittlichkeit eines Volkes iſt 
bald den Geſetzen, bald dem Unterricht beigemeſſen 
worden. Solche allgemeine Sätze ſind aber ſtets mit 
bedeutender Vorſicht anzunehmen, da die Geſchichte, 
die Zahlen ihnen niemals ganz Recht geben. Es iſt 
aber begreiflich, daß immer neue Vorſchläge auftau⸗ 
chen, denn wie der ſittliche Menſch um jeden Preis, 
aus Liebe zur Menſchheit, die Zahl der Verbrechen 
vermindert, dieſelben gänzlich ausgerottet ſehen möchte, 


ſo muß der Staatsphiloſoph gegen die Zunahme der 
Verbrechen ankämpfen, weil dieſe das Beſtehen ſei⸗ 
nes Staates in Gefahr bringen. In Wönigers 
Zeitſchrift, der Staat, die, nachdem man ſchon ihren 
Untergang prophezeiht hat, zu unſerer Freude wieder 
mit einer Reihe, zum Theil ſehr anregender Aufſätze 
erſchienen iſt, tritt Herr von Mauſchwitz mit einem 
neuen Beitrage zu dieſem Thema auf. Seine An⸗ 
ſicht iſt, daß die Verbrechen außer Verhältniß mit 
der ſteigenden Bevölkerung geſtiegen ſind. Den 
Grund davon ſieht er in dem Mifverhältniß zwiſchen 
den vom Zeitgeiſt hervorgerufenen Bedürfniſſen und 
der Befriedigung derſelben. Die Abhülfe glaubt er 
in der Erziehung des Volkes, die von dem Unter⸗ 
richt zu unterſcheiden iſt, zu finden. Hier frägt ſich 
zuerſt, ob die Prämiſſe richtig. In Preußen, wo 
man mit größerer Veſtimmtheit auf ſtatiſtiſche Ge⸗ 
nauigkeit ſich verlaſſen kann, geht aus den offiziel- 
len Angaben nicht eigentlich hervor, daß die Zahl 
der Verbrechen geſtiegen ſei, und dies geſtattet uns, 
auf andere Länder zurückzuſchließen, und anzuneh⸗ 
men, daß wenn der Unterricht gleich verbreitet, das 
Klima, welches auf Temperament und den Trieb zu 
Verbrechen unſtreitig Einfluß hat, ſich überall gleich 
wären, auch die Verbrechen nirgend zugenommen 
haben würden. Ueberhaupt aber iſt es ſchwer, aus 
tabellariſchen Ueberſichten einen richtigen Schluß zu 
ziehen. Man müßte die Gewißheit haben, daß, 
wenn auch die neueſten richtig ſind, auch die älteren, 
welche als Vergleichung dienen, fehlerlos wären. 
Worauf ſich aber nicht zu verlaſſen iſt, weniger in 
Frankreich, noch weniger in England. Aber dieſe 
Frage als eine müßige aufgegeben, ſo bleibt doch 
kein Zweifel, daß die Zahl der Verbrechen größer iſt, 
als ſie dem Menſchenfreunde lieb ſein kann, und 
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daß es wünſchenswerth, auf ihre Verminderung hin⸗ 
zuarbeiten. Herr von Mauſchwitz findet den erſten 
Grund in dem ungleichen Verhältniß zwiſchen Reich- 
thum und Armuth, d. h. in der Zunahme der Fa⸗ 
brikation, der Verdichtung der Population auf ei⸗ 
nem Flecke und der damit verbundenen Abhängigkeit 
Vieler von Einzelnen. Es iſt keine Frage, daß da⸗ 
durch die Unmoralität erweckt wird: es werden das 
durch Verbrechen gegen das Eigenthum, wie gegen 
die öffentliche Sittlichkeit befördert. Je zerſtreuter 
die Menſchen leben, je weniger fie in Berührung 
mit einander kommen, je geringer wird die Verfüh⸗ 
rung, je weniger Anlaß zum Ausbruch von Leidens 
ſchafte, je ſicherer der Lebensunterhalt, je weniger 
Verbrechen. Aber einen ſolchen für die Moral be— 
quemen Zuſtand herbeizuführen, iſt eben eine Un⸗ 
möglichkeit, ſchon weil der Staat nicht dabei beſte— 
hen kann. Eine rationelle Vertheilung der Bevöl— 
kerung, daß jeder gleichen Raum der Bewegung 
hätte, if ein Unding, das, felbft auf Augenblicke 
durch Gewalt herbeigeführt, im nächſten von ſelbſt 
wieder zuſammenfallen würde. Die Fabrikation muß 
mit allen ihren Folgen, guten und ſchlimmen, ein— 
mal hingenommen werden. Ein anderer Grund fol 
in der Lockerung der Sitten liegen. Aber es läßt 
ſich darauf erwidern, daß ſeit Jahrhunderten die 
Sitten nicht beſſer waren, als jetzt. Wenn die Mens 
ſchen auch nicht beffer geworden, fo finden ihre Leis 
denſchaften doch einen mächtigen Zügel in der größern 
Ausdehnung der Kraft des Geſetzes und in der grö— 
ßern Oeffentlichkeit des Lebens. Die Furcht vor 
der legislativen Strafe und vor der Macht der 
öffentlichen Meinung verhindert viele Verbrechen, 
welche bis zur Franzöſiſchen Revolution auf den 
offenen Markt traten. Ein letzter Grund ſoll in 
dem Unterricht liegen. Man hat oft behauptet, 
je größer die Bildung, je größer die Moral. Im 
Mittelalter, wo Italien in ſeiner größten Blüthe 
ſtand, war die Zahl der Verbrechen gewiß größer, 
als jetzt. Die Vortheile des Unterrichts find uns 
ſtreitig größer, als feine Nachtheile, aber es hieße 
zu weit gehen, die Vernichtung der Verbrechen von 
der allgemeinen Verbreitung des Unterrichts zu ver— 
langen. Die Wiſſenſchaft, wenn ſie Macht und 
Vergnügen gewährt, ſo kann ſie auch zu Laſtern und 
Verbrechen führen, und man muß ſich damit be— 
gnügen, daß ſie die Kraft und das Wohl des Vol— 
kes entwickelt. Etwas abſolut Reines und Wohl- 
thuendes liegt nicht im menſchlichen Streben. To⸗ 
queville ſagt: „Man glaube nicht, daß man die 
Verminderung der Verbrechen im Norden (der Ver— 
einigten Staaten) dem Unterrichte beimeſſen kann, 
da in Connecticut, wo mehr Bildung iſt, als in 
New⸗York, das Verbrechen mit einer ſchrecklichen 
Schnelligkeit zunimmt, und wenn man auch die 


Bildung nicht als die Urſache davon angeben kann, 
fo muß man doch wenigſtens geſtehen, daß fie kein 
Verhinderungsmittel iſt.“ H. v. Mauſchwitz wird 
damit übereinſtimmen, denn er fragt mit Falk: 
„was nützen uns Franzöſiſche oder Lateiniſche Spitz⸗ 
buben“ d. h. ob die Leute Franzöſiſch oder Lateiniſch 
lernen, wenn ſie doch Spitzbuben werden? Er 
antwortete, nur die Erziehung kann hier helfen. 
Dies läßt ſich hören, wenn nur die Ausführung 
leicht wäre. Der Unterricht bildet nur den Geiſt, 
die Erziehung den Charakter, und von dieſem, nicht 
von jenem, wird das ſittliche Leben bedingt. Aber 
wie iſt eine Staatserziehung möglich? Bei den 
Alten war fie leicht. Der Staat war klein, jeder 
hatte ſeinen Antheil an demſelben, und der Geiſt, 
welcher ihn geſchaffen, ihm als Grundlage diente, 
konnte auch das Patron für die Mitglieder deffelben 
feſtſetzen und ein jedes in die allgemeine Form brins 
gen. Die Menſchen waren lauter Barren, die nur 
im allgemeinen Staatsſchatze verwerthet werden konn— 
ten. Jetzt ſind es geprägte Münzen der verſchie— 
denſten Art, die ſich überall bezahlt machen können 
und häufig wenden nur die ſich an den Schatz zu⸗ 
rück, auf denen jede Bezeichnung abgegriffen iſt. 
Herr v. Mauſchwitz hat zwar noch ein Rettungs⸗ 
mittel im Hinterhalte und wir beforgen ſehr, da er 
es bis zum Schluſſe aufgeſpart hat, daß er darauf 
den größten Werth lege. Aber wir meinen, daß 
dieß, noch weniger als die andern, von umfangreis 
chem Belange ſein dürfte. Er glaubt nämlich, die 
Verbrechen nehmen zu, weil die Seelſorger ihre 
Pflicht nicht thäten oder nicht thun könnten. Wenn 
fie thätiger in das praktiſche Volksleben eindrängen, 
ſo würden ſie mehr auf die Veredlung der Menſchen 
wirken. Wir glauben, daß mit allen dieſen Mit⸗ 
teln, vereinzelt, wenig auszurichten iſt. Iſt es 
wahr, daß die Verbrechen zunehmen, ſo iſt es auch 
nöthig, daß im Großen dagegen gewirkt werde. 
Die Quellen der Verbrechen laſſen ſich nicht ver: 
ſtopfen. Es läßt ſich nur darnach ſtreben, nicht 
bloß, daß die Strafe für den Genuß dieſer Quel— 
len davon zurückſchrecke, ſondern auch, daß in den 
Menſchen Intelligenz, damit er befähigt werde, 
reinere Genüffe zu ſuchen, und außerdem ein Selbſt⸗ 
bewußtſein erweckt werde, welches ihn verhindert, 
ſich ſelbſt aus der Gemeinſchaft mit der Geſellſchaft 
zu verbannen. Der Menſch muß daher nicht bloß 
unterrichtet, ſondern es muß ihm zugleich das Stre— 
ben nach größeren Zwecken eingeflößt werden. Dieſe 
Zwecke müſſen aber auch möglicherweiſe zu erreichen 
ſein, der Ehrgeiz muß ſeine Befriedigung finden 
können. Je mehr der Menſch auf ſich hält, je 
größer die Leichtigkeit, ſeinen inneren Werth im 
vollen Maaße zur Geltung zu bringen, deſto gerin- 
ger wird die Veranlaſſung zu Verbrechen. Bei 
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den freieften Inſtitutionen werden daher, wenn fonft 
die übrigen Bedingungen diefelben find, weniger 
Verbrechen erzeugt werden, als bei unfreien; und 
ſelbſt wenn die Vereinigten Staaten gegen dieſen Satz 
ſprächen, ſo bewieſe dies doch nichts, da, abgeſehn 
von manchem andern Grunde, erſt feſtzuſtellen wäre, 
wie viel Verbrechen von eingebornen, wie viel von 
zugeſtrömten Bewohnern begangen werden. Es ift 
nicht genug, auszurufen: „pflanzet Wahrheit, Treue 
und Tugend in das jugendliche Herz.“ Es gehört 
noch weiter dazu: geſtattet jedem, in der Gefell- 
ſchaft das zu ſein, wozu ihn ſeine Kräfte befähigen. 
Und damit man dieſe Kräfte üben und bilden kann, 
ſo ſorgt dafür, daß in allen Kreiſen eine thätige 
Theilnahme geweckt werde und ihren Spielraum finde. 


Folgendes iſt höhern Orts der Red. d. Ztg. zur 
Aufnahme in dieſelbe zugeſandt worden: 
Berlin, März. — Die Magdeburger Zeitung 
meldet in Nro. 60. den Ausfall des Urtheils, wel— 
ches das Ober-Cenſur-Gericht über die Bruno 
Baue r' ſche Schrift „Geſchichte der Politik, Kul— 
tur und Aufklärung des 18ten Jahrhunderts“ ge— 
ſprochen hat, dahin, daß „das Buch freigegeben 
ſei, mit Ausnahme einiger zu unterdrückenden Stel- 
len, während der Staats-Anwalt eine große Menge 
ſolcher Stellen angezogen hätte.“ Die beſte Auf— 
klärung über dieſe Nachricht wird das unten folgen= 
de Erkenntniß ſelbſt geben. Danach find es denn 
nicht blos einige Stellen der Schrift, deren Debit 
das Gericht unterſagt hat; jedenfalls aber iſt durch 
das Erkenntniß die polizeiliche Beſchlagnahme der⸗ 
ſelben vollkommen gerechtfertigt und dargethan, daß 
die Behörden, indem ſie zu derſelben ſchritten, nur 
das thaten, was das Geſetz vorſchreibt. 
Ueber die Freigebung des Buches überhaupt, 
welche die Magdeburger Zeitung als den Inhalt 
der Entſcheidung meldet, haben Zweifel gar nicht 
obgewaltet, indem die Regierung bereits durch den 
Antrag des Staats-Anwalts zu erkennen gegeben 
hatte, daß fie das Buch ſelbſt, das, wie der Er— 
folg gelehrt hat, in Beſchlag genommen werden 
mußte, freigegeben und nur einzelne Stellen dem 
Debit entzogen wiſſen wolle. Die Entſcheidungs— 
gründe ſprechen aber deutlich genug aus, daß die 
Richter nur mit Widerftrben ſich durch den Antrag 
des Staats-Anwalts verhindert ſahen, eine Schrift 
gänzlich zu unterdrücken, welche fie als gemein- 
gefährlich bezeichnen, weil ſie 
den Zweck verfolgt, den Ungrund und die 
Nichtigkeit aller Religion, vornehmlich des 
Chriſtenthums, darzuthun und den Atheis⸗ 
mus mit ſeinen Konſequenzen an deren Stelle 
zu ſetzen, 

eine Schrift, von der ſie ſagen, daß 


der Verfaſſer, entſchieden einem völligen Atheiss 
mus huldigend, ſeine Anſicht über Religion 
als das wahre und weſentliche Ergebniß der 
geſchichtlichen Entwickelung des 18ten Jahr— 
hunderts darzuſtellen ſuche. 

Wenn, wie die Magdeburger Zeitung meldet, 
der Cenſor die Cenſur der zur Ergänzung der un— 
terdrückten Stellen des Buchs beſtimmten Kartons 
abgelehnt hat, ſo ſieht Jedermann ein, daß der 
Cenſor ſich nicht anmaßen durfte, eine Schrift, oder 
einzelne aus dem Zuſammenhange geriſſene Theile 
derſelben zu cenſiren, für welche, weil ſie mehr als 
20 Bogen umfaßt, das Geſetz eine Cenſur gar 
nicht kennt, alſo auch nicht geſtattet. So wird 
denn allerdings das reſtaurirte Buch „nothwendig 
der Polizei und ihren Maßregeln übergeben werden“ 
müſſen und die Geſchichte des 18ten Jahrhundert 
in die Hände „des Polizei-Amts einer kleinen Stadt“ 
fallen. Der Correſpondent möge ſich aber beruhi— 
gen, dies Polizei-Amt iſt bekanntlich ein Theil des 
hieſigen Polizei- Präſidiums und was er Maßrgeln 
nennt, darüber hat das Ober-Cenſur- Gericht zu 
befinden. 


Auf den Antrag des Staats-Anwalts wegen Er⸗ 

laſſung eines Debits⸗Verbots in Betreff der Schrift: 
„Geſchichte der Politik, Cultur und Aufklä— 
rung des achtzehnten Jahrhunderts, von Bruno 
Bauer. Erſter Band. Deutſchland während 
der erſten vierzig Jahre des achtzehnten Jahr⸗ 
hunderts. Charlottenburg 1843. Verlag von 
Egbert Bauer, 

hat das Ober⸗Cenſur⸗ Gericht, nach erfolgter Er⸗ 

klärung des Verlegers, Buchhändlers Egbert Bauer 

zu Charlottenburg, in ſeiner Sitzung am 2. Fe⸗ 

bruar 1844, an welcher Theil genommen haben: 
Geheimer Ober-Juſtiz-Rath Zettwach, als 

Vorſitzender, 

Geheimer Ober-Tribunals-Rath Decker, 
Geheimer Ober-Juſtiz⸗Rath Pr. Eichhorn, 
Geheimer Ober-Juſtiz⸗Rath Dr. Göſchel, 
Geheimer Dber-Tribunals-Rath Ulrich, 
Geheimer Regierungs-Rath Aulike, 
Wirklicher Legationsrath Graf v. Schlieffen, 
Proſeſſor Dr. v. Lancizolle, 

auf den Vortrag zweier Referenten für Recht 

erkannt: x 

daß für nachfolgende Stellen der gedachten Schrift: 

1) Seite 153 von den Worten: »ein glücklicher 
Tact,« Zeile 6 von oben, bis zu den Worten 
„Religion, ifl,« Zeile 4 von unten, 

2) Seite 155 von den Worten »Während die 
dunkleren Particen,« Zeile 8 bis »hervorge— 
angen fei,« Seite 156 Zeile 12 von oben, 

3) Seite 178 von den Worten »Seinen Kampf, 
ae II, bis Seite 181, Zeile 1 und 2 von 
oben, 

4) Seite 197 und 198 bis zu den Worten »Aus⸗ 
breitung betrieb,“ Zeile 8 von unten, . 
Seite 208 die ſechs letzten Zeilen bis Seite 
213, Zeile 1 bis 7 von oben, 

6) Seite 217 von den Worten »Sein Verſuch, 
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Zeile 11 von unten bis zu den Worten »dun⸗ 

kel fein ſolle,« Seite 223 Zeile 5 von unten, 
7) Seite 232 von den Worten »Die gerechte 

Strafe, Zeile 2 von unten, bis einſchließlich 

Seite 236, 5 . 
8) Seite 255, Zeile 3 bis 20 von oben, von den 

Worten »die Unwilfenheit« bis »ihr Sturz, 
9) Seite 274 die Worte »und jederzeit« bis »Be⸗ 

ſtehenden,« Zeile 4 bis 6 von oben 
10) Seite 300 von den Worten »Nach den Ge⸗ 

boten, Zeile 6 von unten, bis »drohte,« Seite 
307, Zeile 7 von oben, 
der Debit, wie hiermit geſchieht, zu unterſagen, 
ſolchen dagegen für den übrigen Theil der Schrift 
frei zu geben, dem Verleger endlich für deren theil⸗ 
weiſe Unterdrückung keine Entſchädigung von Sei⸗ 
ten des Staates zu gewähren. 
Von Rechts Wegen. 
Gründe. 

Die oben bezeichnete Schrift iſt von der Polizei⸗ 
behörde, als gefährlich für das gemeine Wohl, vor⸗ 
läuſig in Beſchlag genommen, und es iſt in Folge 
deſſen von dem Staats⸗Anwalt die Erlaſſung eines 
Debits⸗Verbots in Antrag gebracht worden. Die⸗ 
ſer Antrag iſt jedoch nicht auf ein Verbot der gan⸗ 
zen Schrift, ſondern nur auf Unterdrückung einzel⸗ 
ner, ſpeziell herausgehobener Stellen gerichtet, in 
denen der Staats-Anwalt eine, namentlich in reli⸗ 
giöſer Beziehung, gemeingefährliche Tendenz vor⸗ 
zugsweiſe ausgeſprochen gefunden hat. Es ſind 
dies die Seiten 57 und 58, 61 bis 66, 69 bis 78, 
153 bis 156, 176 bis 182, 189 bis 494, 197 und 
198, 204 bis 236, 25 4 bis 262, (der 8. 15) 274, 
300 und 301. Nach 8. I. des Geſchäfts⸗Regle⸗ 
ments vom 1. Juli 1843 hat das Ober⸗Cenſur⸗ 
Gericht in den ſeiner Amtswirkſamkeit zugewieſenen 
Angelegenheiten nie von Amtswegen, ſondern nur 
auf Antrag einzuſchreiten. Die Erörterung der 
Frage, in wiefern in vorliegendem Falle Anlaß zu 
einem Debits⸗Verbot vorhanden ſei, hat daher nur 
auf die eben erwähnten Stellen der gedachten Schrift 
ſich beſchränken können. Unter dieſen aber haben 
die, vorſtehend im Tenor des Erkenntniſſes unter 
1 bis 10 aufgeführten für zur Verſagung des De- 
bits geeignet erachtet werden müſſen. Bei Erwägung 
der Frage, ob eine Schrift als für das gemeine 
Wohl gefährlich anzuſehen, und demgemäß nach 
§. 7. der Verordnung vom 23. Februar 1843 und 
nach F. 9. des Geſetzes vom 30. Juni 1843 zu 
unterdrücken ſei, hat der Richter den nächſten An⸗ 
halt für ſeine Entſcheidung in den beſtehenden all⸗ 
gemeinen Cenſurvorſchriften zu ſuchen. Denn der 
Zweck der Cenſur beſteht weſentlich darin, die Ver⸗ 
breitung ſolcher Schriften zu verhindern, aus denen 
ſich nachtheilige Folgen für den Zuſtand des Ge⸗ 
meinweſens in ſeinen verſchiedenen Verzweigungen 
beſorgen laſſen. Die Cenſurvorſchriſten find da⸗ 
her, zum Mindeſten in ihren Hauptgrundzügen, 
der poſitive Ausdruck für das, was der Geſeh geber 
als ſtörend und verletzend für ein wohlgeordnetes 
Staatsleben betrachtet wiſſen will. Keinem Be⸗ 
denken kann es hiernach unterliegen, eine Schrift, 
welche — wie die hier in Rede ſtehende — ihrem 
Gegenſtande und ihrer ganzen Darſtellungsweiſe 
nach, nicht für einen engeren Kreis von Leſern oder 
nur für Gelehrte beſtimmt, ſondern dem größeren 
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Publikum zugänglich iſt, für gemeingefährlich zu 
erachten, ſobald dieſelbe den Zweck berſolgt 3 
Ungrund und die Nichtigkeit aller Religion, vor⸗ 
nehmlich des Chriſtenthums, ſei es im Gewande 
ſpekulativer, ſei es hiſtoriſcher Forſchung, darzu⸗ 
thun, und den Atheismus mit ſeinen Conſequenzen 
an deren Stelle zu ſetzen. Und dies iſt unzweifel⸗ 
haft die Tendenz der inkriminirten Schrift. Ent⸗ 
ſchieden einem völligen Atheismus huldigend, ſucht 
der Verfaſſer ſeine Anſicht über Religion als das 
wahre und weſentliche Ergebniß der geſchichtlichen 
Entwickelung des achtzehnten Jahrhunderts darzu⸗ 
ſtellen. Dieſe, die Religion überhaupt, und ins⸗ 
beſondere die chriſtliche, anfeindende Richtung ſpricht 
ſich — ſo weit die Schrift nach dem oben Geſag⸗ 
ten hier Gegenſtand der Erörterung ſein kann — 
in denjenigen Stellen aus, welche in dem Tenor 
des Erkenntniſſes unter Nr. 1. bis 8. und Nr. 10. 
angegeben ſind, während die Stelle zu 9. einen 
ungebührlichen Angriff auf alles Beſtehende ent⸗ 
hält. Hiernach unterliegt das Verbot des Debits 
für dieſe Stellen mit Rückſicht auf §. 10. der 
Verordnung vom 30. Juni 1843 keinem Beden- 
ken. Zwar hat der Verleger, in der Veantwor⸗ 
tung der Klageſchrift des Staats > Anwalts, die 
Anſicht geltend machen wollen, daß es ſich hier um 
eine rein hiſtoriſche Arbeit handle. Nicht blos die 
mitgetheilten Thatſachen, ſondern auch die Reſul⸗ 
tate, die der Verfaſſer daraus zieht, feine Reflerio- 
nen und die daraus im Ganzen hervorleuchtende 
Anſchauungsweiſe ſoll lediglich als das Produkt 
hiſtoriſcher Forſchung erſcheinen. Eben darum glaubt 
der Verleger für den Verfaſſer eine unbeſchränkte 
Freiheit der Aeußerung in Anſpruch nehmen und 
bei vorhandener Meinungsverſchiedenheit die Wider- 
legung deſſelben nur von einer, auf die Sache felbft 
eingehenden, wiſſenſchaftlichen Kritik erwarten zu 
dürfen, — daß jedoch dieſe Anſicht der Lage der 
Sache nicht entipricht, leuchtet ein. Es iſt nicht 
Sache der Cenſur, die Anſichten des Verfaſſers 
und ſeine hiſtoriſche Auffaſſung wiſſenſchaftlich zu 
prüfen und zu widerlegen. Sie befindet ſich auf 
dem Boden des poſitiven Geſetzes, welches ihr die 
Richtſchnur ihres Verfahrens vorzeichnet, und dar⸗ 
nach find Schriften, welche den Grund aller Reli⸗ 
gion überhaupt und namentlich die chriſtliche Re⸗ 
ligion angreifen, als für den Zuſtand des Volks 
verderblich zu erachten, und ihre Verbreitung, na⸗ 
mentlich unter dem größeren Publikum, zu ver⸗ 
hindern (Cenſur⸗Inſtruktion ad II.). Ein gleiches 
Verbot auch auf die übrigen Stellen auszudeh- 
nen, deren Unterdrückung von dem Staats- An- 
walt in Antrag gebracht worden iſt, fehlt es an 
genügendem Grund. Theils beſchränken ſich dieſe 
letzteren auf bloße Mittheilung hiſtoriſcher That⸗ 
ſachen, theils iſt die Beurtheilung des Verfaſſers 
ſo gehalten, daß ſie die durch die Cenſur⸗Inſtruk⸗ 
tion gezogenen Grenzen nicht überſchreitet. Es hat 
daher dieſen Stellen, ſo wie demjenigen Theil der 
Schrift, wegen deſſen der Staatsanwalt keinen An⸗ 
trag auf ein Debits⸗Verbot gemacht hat, der freie 
Debit nachgelaſſen werden müſſen. Nach F. 13. 
der Verordnung vom 30. Juni 1843 kann es end⸗ 
lich keinem Zweifel unterliegen, daß der Verleger 
wegen des ausgeſprochenen theilweiſen Debitsver⸗ 
bots keinen Anſpruch auf Entſchädigung gegen den 
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Staat zu machen hat, da hier keinesweges, wie das 
Geſetz erfordert, beſondere Umſtände vorliegen, wo⸗ 
nach der Betheiligte die aus der Schrift dem ge⸗ 
meinen Wohl drohende Gefahr nicht hätte vorher⸗ 
ſehen können. Auch hat der Buchhändler Egbert 
Bauer ausdrücklich erklärt, einen ſolchen Anſpruch 
nicht erheben zu wollen. 

Hiernach iſt überall, wie geſchehen, zu erkennen 
geweſen. 

Berlin, den 2. Februar 1841. 

Das Königliche Ober⸗Cenſur⸗Gericht. 
(L. 8.) Zettwach. 

Berlin. — Wenn nicht andere Verhinderun⸗ 
gen dazwiſchen treten, kommt die Königin von 
England, in Begleitung ihres Gemahls, bereits 
zum 15. Mai (2) in Berlin an. Es ſoll aber von 
London der Wunſch ausgeſprochen ſeyn, dieſen Beſuch, 
eben ſo wie den bei Ludwig Philipp, als eine blos 
freundſchaftliche Zuſammenkunft der Monarchen auf⸗ 
zufaſſen und ihm jedes Merkmal einer politiſchen 
Maniſeſtation zu nehmen. Sowohl im Königlichen 
Schloſſe wie im Hotel des Grafen v. Weſtmoreland 
— er bewohnt das jetzt prächtig eingerichtete Gebäu⸗ 
de, das der Miniſter von Altenſtein inne gehabt — 
hat man Vorbereitungen getroffen, um den hohen 
Gaſt würdig zu empfangen. Auf dem Rückwege wird 


die Königin einige Tage an den Ufern des Rheins 


verweilen. 

Eine vor Kurzem von einem jetzt hier ſtudirenden 
Böhmen bei Hoffmann und Campe herausgegebene 
Broſchüre, betitelt: „die Orientaliſche, d. i. die 
Ruſſiſche Frage“, erregt beſonders die Auſmerkſam⸗ 
keit unſeres an der Politik immer mehr theilnehmen⸗ 
den Publikums. Der Verfaſſer ſoll übrigens als 
Oeſterr. Unterthan von feiner Regierung zur Res 
chenſchaft gezogen worden ſeyn, weil er dieſe Schrift 
im Auslande verlegte, da kein Oeſterreicher ohne 
Erlaubniß ſeiner Behörde dies thun darf. 

Königsberg den 15. März. Brüſteort, 
Samlands Nordweſtſpitze, erhält, wie aus guter 
Quelle verſichert werden kann, einen der ſchönſten 
Leuchtthürme Preußens. Se. Maj. haben 10,000 
Rthlr. zum Bau des Thurmes und andere 6000 
Kehle. zur Veſchaffung des Erleuchtungs-Apparats 
angewieſen. Auf der 116 Fuß betragenden Ufer⸗ 
höhe wird der eben fo hohe Thurm fein Licht bei 
heiterer Luft nahe an 5 Deutſche Meilen in die See 
werfen. 

Dr. Jacoby's erwartete Broſchüre iſt unter dem 
Titel: „Ueber das Recht des Freigeſprochenen, eine 


Erkenntnißabſchrift zu erlangen“, hier ſo eben erſchie— ; 


nen, enthält aber weiter nichts, als den bloßen Ab- 
druck der ſeit einem halben Jahre in den Zeitungen 
darüber gewechſelten Artikel, ohne einmal der in 
der Schubert'ſchen Allgemeinen Zeitung beſonders 
eingerückten, Erwähnung zu thun. Ein paſſendes 
Motto it aus Hitzig's Criminaliſtiſcher Zeitſchrift 


gewählt: ihm ſei in der Praxis noch kein Fall vor⸗ 
gekommen, wo einem Angeſchuldigten eine inte⸗ 
grale Mittheilung des Erkenntniſſes verweigert wor⸗ 
den wäre. Auf die Einſendung eines Eremplars 
der Broſchüre an den Juſtizminiſter Mühler erhielt 
Dr. Jacoby die Antwort, er, der Miniſter, gebe 
die Hoffnung nicht auf, bald ein, den Gegenſtaud 
zur Zufriedenheit der Betheiligten erledigendes all⸗ 
gemeines Geſetz promulgirt zu ſehen, das aber dem 
Richter zweiter Inſtanz weniger verletzende Yeufe- 
rungen gegen den erſten Richter einräumen würde, 
als es diesmal der Fall zu fein ſcheine. Dr; Jaco⸗ 
by's aus dem Gedächtniſſe niedergeſchriebenes „Ur⸗ 
tel der Oberapellationsgerichts“ iſt bekanntlich zum 
Druck nicht zugelaſſen worden. — Die Unterſuchung 
gegen Walesrode iſt in vollem Gange, und fol- 
gen die Termine raſch auf einander. Seine aber⸗ 
malige Beſchwerde über das Verbot, fernere Vor⸗ 
leſungen zu halten, wies der Miniſter von Arnim 
zurück, es ihm überlaſſend, ſich an den König ſelbſt 
zu wenden. — Die hieſigen Advokaten haben hin⸗ 
ſichts des Miniſterial-Reſcripts gegen den Juſtiz⸗ 
commiſſarius Rhau zu Sensburg eine förmliche 
Proteſtation in corpore eingereicht. Nur drei ih⸗ 
rer Collegen haben ſich dieſem Proteſte nicht anſchlie⸗ 
ßen wollen. — Der die akademiſche Lehrmethode 
betreffende Reformplan iſt auch der hieſigen Uni⸗ 
verfität zur Begutachtung zugefertigt, von allen 
Facultäten aber entſchieden zurückgewieſen worden. 
Der im Entſtehen begriffene allgemeine Leſeverein 
der Studenten, der ſich beſonderer Protection des 
Geheimraths Lobeck zu erfreuen hat, wird wohl an 
den unter ihnen ſelbſt fortdauernden Reibungen 
ſcheitern. Viel Aufregung macht noch immer bei den 
Studirenden die eiwas unhöfliche Art, mit der die 
Profeſſoren Lehnerdt und beſonders Hävernick bei der 
neulich ſtattgehabten Disputation des Licentiaten 
Hrabowski, der ſich etwas ſtraußianiſch über eine 
Stelle im Paulus ausgeſprochen haben ſoll, in ih 
ren Antworten gegen den jungen Docenten verſuh⸗ 
ren. Die anweſenden Commilitonen fühlten ſich 
dermaßen dadurch verletzt, daß fie ſich ſämmilich 
über dieſcs Verfahren bei dem akademiſchen Senate 
beſchwert haben. (D. A. Z.) 
Ausland. 

N Deutſchland— 

Aus Baiern enthält die Kölniſche Zeitung Fol⸗ 
gendes: „Seit einigen Tagen iſt hier das Gerücht 
verbreitet, unſer König habe kürzlich einem im Aus⸗ 
lande weilenden politiſchen Flüchtling auf 
fein Anſuchen die Rückkehr in die Heimat geſtattet. 
Während alle wegen politiſcher Vergehen von den 
hieſigen Gerichten Verurtheilte, mit Ausnahme von 
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zweien (Behr und Eifenmann), ihre Freiheit wie⸗ 
der erlangt haben, iſt die Zahl der politiſchen 
Flüchtlinge noch immer ſehr groß. Nur Wenigen 
von den Vielen wurde die Rückkehr vergönnt. Ein 
Theil von ihnen iſt bereits dem harten Schickſal er— 
legen, andere leben über alle Länder diesſeit und 
jenſeit des Meeres zerſtreut, theils in ſehr gedrüd- 
ten Verhältniſſen, und nur einzelnen iſt es bisher 
gelungen, ſich eine geſicherte Stellung zu erringen. 
In jeder Beziehung rechtfertigt ſich der Wunſch, 
daß durch eine allgemeine Amneſtie die Heimatloſen 
den Ihrigen zurückgegeben werden möchten. — 
Bürgermeiſter Behr lebt noch immer in Bamberg; 
von ſeiner gänzlichen Freilaſſung iſt noch keine Rede. 
Dr. Eifenmann iſt kürzlich von der Feſte Ober- 
haus nach Wülzburg gebracht worden. Er ſoll 
dieſe unfreiwillige Ortsveränderung, die man allge= 
mein als eine Strafverfhärfung betrachtet, ſehr 
ſchmerzlich empfunden haben. Wie es heißt, hat 
er dieſelbe Anſchwärzungen zu verdanken, denen 
unlautere Motive zu Grunde liegen. Im Uebri⸗ 
gen werden die Staatsgefangenen human behandelt.“ 

Die Ulmer Schnellpoſt berichtet aus Augsburg 
vom 6. März: „Dieſer Tage wurde auf dem hie— 
ſigen proteſtantiſchen Kirchhof eine Frau begraben, 
welche eine Verwandte des proteſtantiſchen Pfarrers 
Rettenbacher geweſen, der bekanntlich eine Bro— 
ſchüre veröffentlichte gegen die Kniebeugung der Pro— 
teſtanten im Bairiſchen Heere vor dem Mirabile der 
Katholiken. Aus der Grabrede nun war zu ent— 
nehmen, daß an demſelben Tage (dem der eben 
ſtattfindenden Beerdigung) jener Pfarrer Rettenba⸗ 
cher zu einer vierjährigen Feſtungsſtrafe verurtheilt 
und abgeführt ſei. Welchen Eindruck die Verkün⸗ 
digung dieſes Urtels auf die Zuhörer machte, läßt 
ſich nicht beſchreiben. Rettenbacher iſt Vater von 
neun Kindern.“ 

Kiel. — Die Worte des Landinſpektors Tiede— 
mann, wegen deren er auf Majeſtätsbeleidigung 
angeklagt iſt, beſagten bekanntlich: „Dänemark 
habe die Herzogthümer um mehrere Millionen bes 
trogen.“ Wir finden in einer auf dieſe Worte ge- 
ſtellten Anklage auf Majeſtätsbeleidigung mindeſtens 
eine Taktloſigkeit, denn ſie ſcheinen uns mit einer 
Majeſtätsbeleidigung ſehr wenig zu thun zu haben, 
wenn fie auch eine Aufreizung gegen einen fremden (?) 
Staat enthalten. — Noch will ich die Nachricht bei- 
fügen, daß nach öffentlichen Blättern der Däniſch 
geſinnte P. H. Lorentzen durch eine Däniſche 
Subſcription 7000 Rbthlr. zum Geſchenk erhielt 
und daß ſich eine hohe Perſon hierbei hauptſächlich 
betheiligt hat. Wann werden dieſe mit den Anläf- 
ſen ſich ewig erneuernden Wirren ein Ende nehmen? 
Man iſt von beiden Seiten zu weit gegangen, um 
umkehren zu können. 


Frankfurt a. M.den 17. März. (Hanauer 3.) 
Dem hieſigen Linien-Militair iſt der Befehl bekannt 
gemacht worden, daß kein Soldat in einer Brannt⸗ 
weinſchenke oder in einem Kramladen ſich bei dem 
Genuſſe des Branntweins bei ſcharfem Arreſt betreten 
laſſen dürfe. Auch der in der Kaſerne wohnende 
Marketender iſt angewieſen, nur Vormittags und 
dann nur ein gewiſſes Quantum an jedes Individu⸗ 
um zu verabreichen. 

Frankreich. 

Paris den 14. März. Die Diskuſſton des 
Patentgeſetzes naht ihrem Ende. In der vorgeſtri— 
gen Sitzung der Deputirten-Kammer wurde die 
ganze letzte Hälfte des Entwurfs ohne bedeutende 
Debatten und ohne bemerkenswerthe Modification 
genehmigt. Die Berathung iſt indeß noch nicht 
geſchloſſen, denn die Kammer hat ſich im erſten Theil 
des Geſetzes noch einige Fragen zu entſcheiden vors 
behalten. 

Drei Mitglieder der Deputirten-Kammer, die 
Herren Beaumont, Leyraud und Lacroſſe, haben 
einen, die Beſtechung bei den Wahlen betreffenden 
Vorſchlag eingereicht; alle erwieſenen Fälle ſolcher 
Beſtechung ſollen für ſtrafbar erklärt werden. Ans 
laß zu dieſer Propoſition hat die in Louviers erfolgte 
Wiederwahl des Herrn Charles Laffitte gegeben. 
Die Bürcaus der Kammer haben mit großer Ma— 
jorität die Verleſung des Vorſchlags in öffentlicher 
Sitzung genehmigt. 

Der Juſtiz- und Kultus-Miniſter hat unterm 
20. Februar folgendes Rundſchreiben an die Prä— 
fekten gerichtet: 

„Die auf verſchiedenen Punkten des Landes in— 
mitten der katholiſchen Bevölkerung zerſtreuten Pro— 
teſtanten find in einigen Orten in zu kleiner Anzahl, 
als daß es möglich wäre, ihnen auf Koſten des 
Staats beſondere Hirten zu geben, und oft wohnen 
fie fo weit von den der Ausübung ihres Kultus ges 
widmeten Gotteshäuſern, daß ſie dieſelben, ſelbſt 
in langen Zwiſchenräumen nicht beſuchen können. 
Indeß hegen ſie den Wunſch, ſich zu verſammeln, 
um gemeinſchaftlich, unter der Leitung eines von 
ihnen gewählten oder angenommenen und beſoldeten 
Religionsdieners, oder unter dem Vorſfitze eines 
Aelteſten, nach den Regeln ihrer Kirche, zu leben. 
Dieſe Verſammlungen haben ohne Hinderniß in den 
meiſten von Proteſtanten bewohnten Gemeinden ſtatt. 
In einigen erheben ſich deſſenungeachtet bisweilen 
Schwierigkeiten, die zu verhüten von Wichtigkeit 
iſt. Der Grundſatz der Religions-Freiheit muß 
auf eine freiſinnige Weiſe verflanden werden. Man 
kann deſſen Anwendung nicht ohne höchſt wichtige 
Gründe beſchränken, wenn fe aufrichtig durch Bür— 
ger, welche einen der in Frankreich anerkannetn 
Kulte ausüben, gefordert wird. Ich zweifle nicht, 
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daß die Munizipal- Verwaltungen, die Wünſche 
und Geſinnungen der Regierung theilend, ihre 
ganze Sorgfalt der Handhabung dieſer durch unſere 
Gefege verbürgten Freiheit widmen, aber es genügt, 
daß einige Ausnahme- Fälle zu meiner Kenntniß ge⸗ 
bracht worden find, um es mir zur Pflicht zu ma⸗ 
chen, ihre Verpflichtungen in diefer Hinſicht vorzu⸗ 
zeichnen. Berufen, nach den Beſtimmungen des 
Art. 294 des Strafgeſetzbuchs ihre Zuſtimmung zu 
geben, wenn die Proteſtanten ſich in einem Privat— 
hauſe verſammeln wollen, um dort zu beten, müſ— 
fen: fie ſich von den wohlwollendſten Geſinnungen 
beſeelt zeigen. Sie werden ſich indeß verſichern, 
daß der gewählte Ort alle wünſchenswerthen Bürg- 
ſchaften der Anſtändigkeit, der Sicherheit und der 
Geſundheit darbietet, und daß die Abgeordneten der 
Verwaltung dort ſtets einen freien und leichten Zu— 
gang finden. Sich übrigens erinnernd, daß Jeder 
die Befugniß genießt, ſeine Religion zu bekennen, 
und für ſeinen Kultus einen gleichen Schutz erhält, 
werden Sie darauf wachen, daß die Ausübung des 
Rechts der Einen, die Freiheit der Anderen nicht 
ſchmälere. Die reſpektive Lage der zu den Verſamm⸗ 
lungen beſtimmten Orte muß ſo ſein, daß die Aus⸗ 
übung eines Kultus die eines anderen nicht be— 
hindere. Alle Gelegenheit zu Reibung oder bloßer 
Rivalität muß ſorgfältig verhütet werden. Dies, 
Herr Präfekt, find die Regeln, welchen die Cen— 
tral- Verwaltung ſtets treu geblieben iſt, wenn ihre 
Vermittelung gefordert wurde. Die Munizipals 
Behörden werden hiernach ihre Einwirkung einrich⸗ 
ten müſſen. Ich fordere Sie auf, ihnen beſtimmte 
Verhaltungs⸗ Befehle in dieſem Sinne zu überma⸗ 
chen und über deren Vollziehung zu wachen.“ 

Paris den 15. März. Herr Berryer, der neus 
erwählte legitimiſtiſche Deputirte von Marſeille iſt 
am 10ten daſelbſt eingetroffen. Es war vorauszu— 
ſehen, daß ſeine legitimiſtiſchen Freunde daſelbſt die 
Gelegenheit benutzen würden, ihm eine Art Ovation 
zu bereiten. 

Bei ſeiner Ankunft im Hotel Noailles wurde Hr. 
Berryer durch eine Deputation empfangen, an deren 
Spitze der Deputirte Surian eine Anrede an ihn 
hielt, welcher noch andere folgten, worüber Berryer 
ſo bewegt war, daß er endlich in Thränen ausbrach, 
als er antwortete. Erſt dann erſchien er auf dem 
Balkon, wo er das Volk anredete. Inzwiſchen war 
aber eine Compagnie Soldaten unter Trommelſchlag 
und von einem höheren Offizier geführt, dann ein 
Polizei-Commiſſair in Amtskleidung und Schärpe 
erſchienen, welchen ohne Hinderniß Platz gemacht 
wurde. Der Polizei-Commiſſair forderte, nach dem 
eigenen Zugeſtändniſſe des legitimiſtiſchen Blattes, 
„mit viel Mäßigung und Anſtand“ die Menge auf, 
ſich zu zerſtreuen, aber der Beifallsſturm, als Herr 
Verryer auf dem Balkon erſchien, machte es uns 


möglich, die Aufforderung des Commiſſairs zu ver⸗ 
nehmen oder zu vollziehen. Herr Berryer aber habe 
eben deshalb mit bewegter, gebrochener Stimme nur 
eine kurze Anrede gehalten, worauf derſelbe noch 
einmal von der Maſſe begrüßt wurde, die ſich dann 
entfernte und die Truppen den Platz beſetzen ließ. 

Die neulich mitgetheilte telegraphiſche Depeſche, 
die Ergebung von Alicante und die Flucht Bonet's 
betreffend, war offenbar falſch, denn heute hat man 
Nachricht, daß Bonet bei einem neuen Ausfalle aus 
Alicante mit dem größten Theile ſeiner Leute gefan— 
gen worden iſt. Er und 25 feiner Offiziere ſollen 
ſogleich erſchoſſen worden ſein. 

Man ſchreibt unterm 15. v. M. aus Tunis: Die 
Lage der hieſigen Europäer iſt fortwährend dieſelbe. 
Was den Streit zwiſchen einem Neapolitaniſchen 
Unterthan und mehreren Mauren betrifft, ſo hat 
der Bey dem betreffenden Konſul eine genügende 
Genugthuung gegeben und die Schuldigen ſtreng 
beſtraft. In Betreff der Sardiniſch-Tuneſiſchen⸗ 
Frage nichts Neues. 

Spanien 

Madrid den 7. März. Alle Aufmerkſamkeit 
iſt jetzt auf die bevorſtehende Ankunft der Königin 
Mutter und auf die Feſtlichkeiten gerichtet, welche 
man überall, wo ſie auf ihrer Reiſe durchkommt, 
ihr zu Ehren veranſtaltet; überall, ſelbſt in den 
kleinſten Dorfſchaften, begeben ſich ihr Deputationen 
entgegen, um ihr wegen ihrer Rückkehr auf den Spa- 
niſchen Boden Glück zu wünſchen. 

Es iſt jetzt gewiß, daß nunmehr der Entſchluß, 
durch ganz Spanien Telegraphen-Linien zu errichten, 
definitiv zur Ausführung gebracht werden foll- Das 
betreffende Dekret der Königin Iſabella iſt heute in 
der Gaceta veröffentlicht worden. Dem Minifte- 
rium liegen bereits mehrere Pläne für die Anlegung 
ſolcher Linien vor. 

Die Expedition gegen die Marokkaner iſt keines- 
weges aufgegeben, wie es vor kurzem hieß, viel— 
mehr werden die Vorbereitungen zu dieſem Unter— 
nehmen thätigſt betrieben. Es wird wiederholt ver⸗ 
ſichert, daß General Prim das Ober-Kommando er⸗ 
halten und 10,000 Mann Infanterie und 2000 
Mann Kavallerie unter ſeinen Befehlen haben wird. 

Der Franzöſiſche Botſchafter Graf Breſſon, wel- 
cher in letzter Zeit unwohl war, iſt wieder hergeſtellt. 

vis den 15. März. An der Börſe ward 
heute allgemein geſagt, die Regierung habe durch 
den Telegraphen aus Bayonne Nachricht von dem 
Ausbruche einer revolutionairen Bewegung zu Ma⸗ 
drid erhalten, wozu man die Abweſenheit des Gene⸗ 
ral⸗Capitains Narvaez mit einem Theile der Garnis 
fon am Hoflager zu Aranjuez benutzt habe. Ein 
im voraus gewonnener Theil der Truppen habe ge⸗ 
meinſchaftliche Sache mit den Empörern gemacht. 
Man ſoll ſich in den Straßen von Madrid geſchla⸗ 
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ſchlagen haben. Obgleich ſich nichts in diefer Bes 
ziehung verbürgen läßt, ſo ſind doch die Spaniſchen 
Papiere in Folge davon an der Vörſe etwas im 
Preiſe gefallen. 

Großbritannien und Irland. 

London den 12. März. Se. Königl. Hoheit 
Prinz Albrecht wird, einer Angabe der Times zu⸗ 
folge, zu Oſtern eine Reiſe nach Koburg unters 
nehmen. 

Die durch den Tod des Herzogs von Suffer er⸗ 
ledigte Stelle eines Großmeiſters der vereinigten 
Freimauer⸗Logen iſt durch die Wahl des Grafen von 
Zetland wieder beſetzt worden. 

O'Connell beantragte am Schluſſe der heuti⸗ 
gen Sitzung des Unterhauſes die Erlaubniß, eine 
Bill einzubringen, welche der Römiſch-Katholiſchen 
Geiſtlichkeit in Irland inſoweit die Rechte einer Cor⸗ 
poration ertheilte, daß dieſelbe gleichſam als eine 
Corporation erbliche Rechts-Anſprüche auf die ihr 
gemachten Vermächtniſſe, Dotationen, milde Stif— 
tungen ꝛc. hätte. Er proteſtirte dabei wiederholt ge— 
gen jede andere Deutung ſeines Antrages, als wie 
fie in feinen Worten läge. Was er verlange, wäre 
nicht Geld und Gut vom Staate oder aus den 
Staats⸗Fonds für die Geifllichkeit, ſondern einzig 
und allein eine geſetzliche Veſtimmung, durch welche 
ſolche Dotationen, die für die achtbare Stellung 
jener Geiſtlichkeit unerläßlich wären, ſicher und ko⸗ 
ſtenfrei gemacht und gegen etwaigen unrechtmäßigen 
Einfluß geſchütz twerden könnten. Dieſe Dotationen 
beziehen ſich hauptſächlich auf Ländereien, welche 
den katholiſchen Prieſtern zu ihrem Unterhalte von 
ihren Gemeindegliedern überwieſen werden, welche 
Ueberweiſung aber bis jetzt durch die Rentämter 
(Hier die Equity Courts) bewirkt wird und deshalb 
mit vielen Koften verbunden iſt, auch auf den jedes— 
maligen Inhaber des Grundſtücks, nicht zugleich 
auf deſſen Nachfolger lautet. Dr. Wowring uns 
terſtützte den Antrag, die Einbringung der Bill wurde 
erlaubt und ihre zweite Leſung von O'Connell auf 
den 19. April anberaumt. Das Haus vertagte ſich. 

London den 13. März. Geſtern Abend fand 
in dem Coventgarden⸗Theater ein zu Ehren O'Con⸗ 
nell's von der radikalen Partei veranſtaltetes Feſt⸗ 
mahl ſtatt, welchem Herr Duncombe, radikales 
Parlaments⸗Mitglied für Finsbury, präſidirte, und 
unter Anderen auch der Graf Shrewsbury, die 
Lords Camoys und Dynboyne mit einer großen 
Anzahl von Parlaments⸗Mitgliedern der Whig⸗ und 
radikalen Partei beiwohnten. Die Reden, welche 
dahin gehalten wurden, beſchränkten ſich, wie zu 
erwarten war, auf Angriffe gegen die Regierung 
wegen „des parteiiſchen Urtheils, dem O'Connell 
zum Opfer geworden ſei.“ Der Agitator ſelbſt gab 
in ſeiner Rede, womit er für einen ihm ausgebrach⸗ 
ten Toaſt dankte, wiederum einen neuen Beweis ſei⸗ 


ner Gewandtheit, die Umſtände ſich zu Nutzen zu 
machen und eben durch den ihm gemachten Prozeß 
ſeine Popularität in England zu begründen. Er 
appellirte an das Gerechtigkeits-Gefühl der Englän⸗ 
der, an den denſelben innewohnenden Trieb, die 
Unverletzlichkeit der Jury⸗Gerichtsbarkeit aufrecht zu 
erhalten, und ſuchte dann zu beweiſen, daß ſein 
Prozeß eben gegen dies tief im Nationalgefühl der 
Engländer wurzelnde Prinzip verſtoße, indem ihm 
nicht, was man fo nennt, ein fair play geworden 
ſei. „O, wie glühend muß Ihre Liebe zur Gerech⸗ 
tigkeit fein“, ſagte er unter Anderem, „wie beharr— 
lich und ſtreng Ihr Haß gegen jede Tyrannei; wie 
ſehr muß es Ihre Herzen erheben, die Gerechtigkeit 
ehrlich und unparteiiſch gehandhabt zu ſehen, wenn 
Sie mit ſo innigem Gefühle wie heute Abend es 
kundgeben, wie jede Parteilichkeit in der Ausübung 
der Juſtiz Ihnen auf das tiefſte verhaßt iſt! Wel⸗ 
chen Anſpruch kann ich auf Ihre Güte und Ihre 
Unterſtützung erheben? Nur den, daß Sie mich 
als ein Opfer der Ungerechtigkeit anſehen, daß Sie 
glauben, das Geſetz ſei in meiner Perſon verletzt 
worden, daß diejenigen, welche die Gewalt beſitzen, 
dieſe Gewalt im Geiſte der Ungerechtigkeit geübt ha⸗ 
ben, und Ihr Rechtsgefühl lehrt Sie, dieſelben zu 
haſſen und zu verachten. Ja, Sie ſind im Stande, 
eine Niederlage in einen Sieg zu verwandeln, und 
die Ueberweiſung in Prozeſſe zu einem Quell, nicht 
der Strafe, ſondern des Triumphes zu machen. 
Erfreut bin ich über das, was geſchehen iſt, denn 
es hat mir Gelegenheit gegeben (und ich ſage dies 
in der vollen Aufrichtigkeit meines Herzens), das 
Maß der Theilnahme, welches England für Irland 
hegt, zu erkennen, — denn es hat mich, wenn 
auch nicht wider Willen, doch, ich geſtehe es, mit 
einiger Schwierigkeit überzeugt, daß ein höherer 


Geiſt die Maſſen, die Mittelklaſſe und den beſſeren 


Theil der höheren Klaſſe in Betreff unſerer durch⸗ 
dringt, und daß wir geſchaffen find, um als eini— 
ges Volk zu leben und zuſammenzuſtehen gegen die 
ganze Welt.“ Viele Toaſte, unter Anderem „das 
Volk!“ vom Grafen Shrewsbury, „das Geſchwor— 
nengericht ohne Betrug, ohne Verdacht des Betru— 
ges“, „die Preſſe von Großbritannien und Irland“ 
wurden noch ausgebracht, worauf die Verſamm⸗ 
lung gegen Mitternacht ſich trennte. 0 

Der von dem Kanzler der Schatzkammer, Herrn 
Goulburn, im Unterhaus vorgelegte Plan zur Zins⸗ 
herabſetzung der 3iprocentigen Staatsfonds geht da⸗ 
hin, daß dieſelben zuerſt bis zum 10. Oktober 1854 
auf 31 und von da bis zum 10. Okt. 1874 auf 
3 PCt. reducirt werden ſollen, mit der Garantie, 
daß in den 20 Jahren von 1854 — 1874 keine 
weitere Reduktion des Zinſes (unter 3 PCt.) vor⸗ 
genommen werden ſoll. 

(Beilage.) 


Beilage 


Zeitung für das Großherzogthum 


Oeſterreich. 


Wien den 15. März Kaiſer Nikolaus wird 
nun beſtimmt im Monat Mai hier eintreffen. — 
Der hochbetagte F. M. aus der Napoleoniſchen Zeit, 
in welcher er ſich durch feine perſönliche Tapferkeit 
ſo ſehr auszeichnete, der Prinz Franz Xaver v. 
Hohenzollern Hechingen liegt an Alterſchwä⸗ 
che fehr erkrankt darnieder. Am 31. Mai würde 
er das 88. Lebensjahr erreichen. Der Hof und 
feine alten Waffen⸗Gefährten, unter denen der Erzh. 
Karl an der Spitze, laſſen ſich täglich nach ſeinem 
Befinden erkundigen. Er hat die höchſten militai⸗ 
riſchen Würden erſtiegen und bekleidet jetzt die Wür⸗ 
de eines Capitains der Deutſchen adelichen Garde. 
— Wir ſind neuerdings in den Winter getreten. 
Eine ungewönliche Kälte hat ſich ſeit 10 Tagen ein⸗ 
geſtellt, ſo daß ſogar der Poſtenlauf einige Tage 
unterbrochen war. — Se. Majeſtät hat auf Anſu⸗ 
chen des Geſandten und bevollmächtigten Miniſters 
in Neapel, Grafen von Lebzeltern, um Verſetzung 
in den Ruheſtand, demſelben, unter Bezeugung 
der allerhöchſten Zufriedenheit mit ſeiner mehr als 
fünfzigjährigen, ausgezeichneten Dienſtleiſtung, den 
verlangten Rücktritt bewilligt, und an deſſen Stelle 
den bisher an dem königlich Sardiniſchen Hofe be⸗ 
glaubigten General-Major, Fürſten Felix von 
Schwarzenberg, zum außerordentlichen Geſandten 
und bevollmächtigten Miniſter an dem Hofe beider 
Sicilien ernannt. . 

Seit den 8. d. hat die Dampfſchifffahrt zwiſchen 
hier und Peſth wieder ihren Anfang genommen. 
Nach der obern Donau hin wird dieſelbe gegen den 
20. d. M. eröffnet werden. — Die Vermuthung, 
daß die Beſeitigung der Hinderniſſe der Donauſchiff⸗ 
fahrt bei den Sulinamündungen ebenfalls einen 
Theil der Sendung des Grafen Orloff gebildet 
habe, beruht völlig auf Irrthum; wiewohl dies als 
ein dringender commercieller und politiſcher Gegen⸗ 
ſtand erſcheint, deſſen Erledigung ſonſt in Ausſicht 
ſteht. 

Tunis. 

Paris den 14. März. Die neueſten Berichte 
aus Tunis ſind vom 22. Februar. Der Bey ſchien 
entſchloſſen, allen kommenden Ereigniſſen die Stirn 
zu bieten. Er war am 14ten mit einer ſtarken Kor 
lonne Truppen nach dem Lager von Vorgs el Ha⸗ 
mer (das rothe Fort) abmarſchirt, das 12 Lieues 
ſüdweſtlich von Tunis entfernt liegt. Am 18ten 
war dieſe Kolonne von dort wieder abmarſchirt, um 


verſchiedene Punkte des Beyliks zu durchſtreifen, 


reitag den 22. März. 


Poſen. 
1844. 
und am 20ſten war der Bey ſelbſt mit einer ſchwa⸗ 
chen Eskorte wieder nach Tunis zurückgekommen. 
Die Lage der Europäer in Tunis war noch immer 
dieſelbe und fie hegten fortwährend lebhafte Bejorg- 
niſſe über die Volksſtimmung. Indeß hatte der 
Bey ohne Schwierigkeit dem Neapolitaniſchen Kon⸗ 
ſul für die Mißhandlungen, die einer von deſſen 
Landsleuten neuerlich von Seiten eines Volkshau⸗ 
ſens zu erdulden hatte, eine vollſtändige Genug⸗ 
thuung gewährt. Die Haupt-Rädelsführer bei je⸗ 
nem Tumulte wurden mit großer Strenge beſtraft. 
Sieben von ihnen werden jeder dreihundert Stock⸗ 
ſtreiche erhalten. Andere weniger Schuldige wur— 
den zu Galeerenſtrafen oder zu Gefängniß verurtheilt. 
In den Verhältniſſen zu Sardinien war noch Alles 
beim Alten, man ſah der Ankunft eines Abgefand- 
ten der Pforte entgegen, welche bekanntlich den aus⸗ 
wärtigen Mächten das Recht abſprechen will, mit 
dem Bey von Tunis direkt zu unterhandeln, da 
die Pforte deſſen Unabhängigkeit nicht anerkennt. 
Man ſagte, die Pforte habe dem Bey befohlen, 
Gewalt mit Gewalt zurückzutreiben, und nichts ab⸗ 
zuſchließen ohne ihre Zuſtimmung. 
Steer bi e n. 

Von der Türk iſchen Gränze den 2. März. 
(A. Z.) Die Unterſuchung gegen die Theilnehmer 
der letzten Bewegung hat bereits Reſultate geliefert, 
welche deutlich beweiſen, daß man von Seite der 
Miloſchiſten bedeutende Summen aufgewendet hatte, 
um das Volk gegen die Regierung des Alexander 
Georgiewitſch aufzuwiegeln. Doch die Sache war 
vor ihrem Ausbruche bereits der Regierung verra⸗ 
then, und die nöthigen Maßregeln dagegen noch 
zu rechter Zeit getroffen. Nach dem Plan der Em⸗ 
pörer, unter denen ſich auch Jephrem und Johann 
Obrenowitſch, die beiden Oheime des Exfürſten Mi⸗ 


chael befanden, ſollte, wie aus den Ergebniflen der 


bisherigen Unterſuchung erhellt, der erſtere, Jephrem, 
von Schabacz aus, der zweite, Johann, von Tſchat⸗ 
fat und der ehemalige Preſtawnik Proitſch von 
Semendria aus den Zug gegen Belgrad antreten, 
und alle Unzufriedenen des Landes an ſich ziehen, 
ſo wie das Landvolk durch Geld und Verſprechun⸗ 
gen zur Ergreifung der Waffen gegen die Regierung 
bewegen. Simitſch war angewieſen, ſich in Tſchat⸗ 
ſchat oder auf dem Wege nach der Hauptſtadt mit 
dem Fürſten Johann zu vereinigen. Es läßt ſich 
kaum bezweifeln, daß die Unruhſtifter, wenn die 
Regierung nicht früh genug von ihrem Vorhaben 
unterrichtet worden wäre, ihren Plan zur Ausfüh⸗ 
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rung gebracht hätten, da die Unternehmung mit hin— 
länglichen Mitteln und zu einer Zeit begonnen wur⸗ 
de, wo im Lande wirklich Erbitterung herrſchte wes 
gen der harten und ungerechten Behandlung, wel— 
cher man die zwei populärſten unter den Serbiſchen 
Staatsmännern, Wutſitſch und Petroniewitſch, aus- 
geſetzt glaubte, deren Schuld man nur zu ſehr ges 
neigt iſt, der Regierung zur Laſt zu legen. 

Wear k ig ern 

Braila den 29. Febr. Hier liegen jetzt 500 
Schiffe bereit, um mit Getreide abzugehen, ſobald 
die Donauſchifffahrt wieder eröffnet ſeyn wird; auch 
erwartet man den Oeſterreichiſchen Hofrath Geringer 
aus Wien, der vom Fürſten von Metternich in die 
Donaufürſtenthümer geſchickt wird, um den Einfluß 
Oeſterreichs geltender zu machen. Mit dem erſten 
Dampfſchiffe ſoll dieſer Commiſſair nach der Sulina— 
Mündung gehen, um zu unterſuchen, auf welche 
Weiſe den Beſchwerden der Schiffer abgeholſen wer— 
den kann, wovon verſchiedene Blätter wiederholt 
Meldung gethan. 

Griechenland. 

München den 14. März. Briefe, die dieſen 
Morgen aus Paris hier eingetroffen ſind, laſſen 
keinen Zweifel mehr darüber obwalten, daß Fürſt 
Ludwig von Wallerſtein dort bei ſeiner gegenwärti⸗ 
gen Sendung ganz dieſelbe freundliche und zuvor— 
kommende Aufnahme gefunden habe, die ihm bei 
feinem erſtmaligen Erſcheinen ſowohl dort, als wie 
in London zu Theil geworden iſt. Man will be— 
reits wiſſen, daß ſich Se. Durlaucht in keinem Falle 
mehr veranlaßt ſehen werde, von Paris, wie frü— 
her, auch nach London zu gehen, läßt ihn vielmehr 
den Seinigen bereits ſeine nahe Rückkehr hierher 
angekündigt haben. Während man ſo auf der 
einen Seite Alles als ausgeglichen bezeichnet, ver— 
ſchmäht man es gleichwohl nicht, auf der andern ſich 
ziemlich ernſthaft mit einem Gerücht zu beſchäftigen, 
von dem man nicht einmal irgend einen beſtimmten 
Urſprung nachzuweiſen vermag, nach welchem aber 
unſere Regierung bei der endlichen Löſung der Grie— 
chiſchen Frage bis zu einem ſolchen Grade zugezo— 
gen werden würde, daß ſie bei ihren Beſchlüſſen an— 
geblich des ſtändiſchen Beirathes bedürfte. Daher 
denn auch die eben jetzt wiederholt erhobene Behaup⸗ 
tung von einer beabſichtigten Einberufung beider 
Kammern zu einem außerordentlichen Landtage. Es 
genügt wohl in beiderlei Hinſicht die Bemerkung, 
daß, was der Art immer verbreitet werden möge, 
wenigſtens bis zu dieſem Augenblicke nicht aus au⸗ 
thentiſcher Quelle kommen kann. 

Dies gilt in gleichem, wenn nicht in noch hö⸗ 
herem Grade von einigen Mährchen über den neuſten 
Stand der Dinge in Athen. Wir haben vorgeſtern 
hier Briefe aus Athen auf außerordentlichem Wege 


erhalten, die weder von einer Emeute unter den 
Truppen etwas wiſſen, noch von darauf hin erfolg⸗ 
ten Ausſchiffungen Engliſcher und Franzöſiſcher Ma⸗ 
rine-Soldaten, noch endlich von einem Aufſtand 
der Bewohner Syra's, obſchon dieſe Briefe um drei 
Tage neuer ſind als jene, welche wir mit der jüng— 
ſten Poſt erhalten haben. Vorausſichtlich werden 
die Briefe vom 28. Februar aus Athen und aus 
dem Piräus, welche bis dieſen Abend eintreffen 
müſſen, alle Zweifel heben. 0 

Die eben erwähnten, auf außerordentlichem Wege 
hierhergelangten Briefe weiſen in ſehr beſtimmten 
Ausdrücken die Unmöglichkeit nach, daß die gegen⸗ 
wärtige Geldverlegenheit der Regierung noch länger 
ohne ernſte Folgen bleiben könne. 

Ober⸗Studienrath Freiherr von Schrenk war 
glücklich in Athen angekommen und hatte ſchon am 
22. Februar eine Audienz bei Sr. Majeſtät dem 
Könige. 


Vermiſchte Nachrichten. 

In irgend einem katholiſchen Journal war die 
Frage, „ob innerhalb des Katholizismus der politi⸗ 
ſche Liberalismus Raum haben könne“, entſchieden 
verneint und behauptet, daß die kathol. Kirche jede 
oppoſitionelle Regung auf dem Gebiete des Staats 
tief verabſcheue. Das iſt ſtark zu bezweifeln. Die 
Demüthigung Heinrichs IV. im Schloßhofe zu Ea- 
noſſa iſt nicht der einzige Fall, daß die Hierarchie 
mit dem volksthümlichen Liberalismus ein Bündniß 
ſchloß. Die Rheinländiſche Freiſinnigkeit ruht auf 
gut katholiſchem Grunde. Sie macht ſich in den 
ihr geſtatteten Gränzen mit Selbſtbewußtſein und 
Ausdauer geltend, fo lange die Fragen rein politi— 
ſcher Natur ſind. Auf religiöſem Boden duldet 
fie keine Neuerung. Kuranda's „Gränzboten“, 
eine der tüchtigſten Zeitſchriften Deutſchlands, thei⸗ 
len uns einen Fall mit, der nach unſerer Meinung 
ſür die Denkart der Rheinländer ſehr bezeichnend 
iſt: — Es war zu dem Baue einer katholiſchen Kirche 
eine Collekte angeordnet, wofür die Beiträge jedoch 
ſehr ſpärlich eingingen. Da kommt ein Bürger 
auf den Einfall, an die Redaktion eines Bonner 
Blattes 10 Sgr. mit dem Motto einzuſchicken: „Che 
ich mir einen Katechismus von Achterfeld kaufe, gebe 
ich lieber 10 Sgr.“ Und nun ſtrömten von allen 
Seiten die bedeutendſten Geldſendungen herbei. 
Achterfeld remonſtrirte hiergegen und meinte, es wäre 
doch ungeeignet, feine Perſönlichkeit fo zu mißbrau⸗ 
chen. Hierauf gingen die Beiträge noch reichlicher 
ein, und alle mit dem Motto: „Ehe ich — gebe 
ich lieber. (Brest. 3.) 

Ein Wort von Fox. — Während feines 
Aufenthaltes in Paris ſpeiſete dieſer große Staats⸗ 


mann einmal beim Grafen S. Nach aufgehobener 
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Tafel begab er ſich zufällig mit dem Grafen in ein 
Kabinet, wo eine Weltkarte hing. „Aber, wie iſt 
es möglich — fragte der Graf, auf England deu⸗ 
tend — daß dies verhältnißmäßig ſo kleine Inſel⸗ 
reich ſaſt die halbe Welt beherrſchen kann?“ „„O, 
erwiderte Fox, ebenfalls darauf deutend — dies ift 
eigentlich nur unſer Abſteigequartier. Aber die Welt, 
Herr Graf, die Welt — das iſt das eigentliche Eng⸗ 
land!““ Hiermit verrieth er den ganzen Geiſt der 
Engliſchen Politik. 

Dem Herzog von Leuchtenberg zu Ehren iſt ein 
in den Schiſchinskiſchen Bergen bei Slatouſt in Ural 
entdecktes Mineral, welches A. Komonen in den Ver⸗ 
handlungen der mineralog. Geſellſchaft zu Peters- 
burg beſchrieben hat, Leuchtenbergit getauft 
worden. 

Es wird unſern deutſchen Studenten ſehr häufig, 
namentlich von Ausländern, der Vorwurf gemacht, 
daß fie übermäßig viel Vier tränken; die Engliſchen 
Studenten ſcheinen indeß in der Kunſt, eine große 
Menge Gerſtenſaft zu vertilgen, ebenfalls keine 
Neulinge zu ſein, denn wir leſen in einer Broſchüre 
über die Univerſitäten, daß in Cambridge die Trink- 
ſucht der Studenten in dem letzten Jahre 1843 in 
dem St. Johns⸗College nur 822,000 Quart Bier 
getrunken, während fonft jährlich 1,644,000 Pin⸗ 
ten Bier verzehrt worden wären. 

Das älteſte gedruckte Buch, welches vom Brannt- 
wein handelt, iſt Michael Schrick's Verzeichniß der 
ausgebrannten Waſſer. Augsburg, bei Anton 
1482. fol. 

Der Morgenſtern ſagt: Die vielbeſprochene Lola 
Montez iſt die Tochter des geweſenen Achener Poli— 
zei⸗Direktors und bekannten Romanſchriftſtellers 
I. dv. Lüdemann, der vor einer Reihe von Jahren 
die Pyrenäen beſuchte, und allda die Bekanntſchaft 
einer jungen Spanierin, der Mutter Lola's, machte. 

Die Zahl der geiſteskranken Frauen — behauptet 
A. Esquirot in einer Abhandlung über die Geiſtes— 
krankheiten — iſt um ein Drittel größer als die der 
Männer. Als Urſache der Geiſteskrankheiten wal— 
ten bei den Frauen unglückliche Liebe und Eiferſucht, 
bei den Männern Vermögensunfälle und getäuſchter 
Ehrgeiz unverhältnißmäßig vor. Unter den Män⸗ 
nern liefern die Eheloſen die meiſten Irren, unter 
den Frauen dagegen die Verheiratheten, — eine 
Beobachtung, die für die Männer nicht ſehr ſchmei⸗ 
chelhaft iſt. 


V 9 
Der, einſchließlich der Reparatur des Vicariats⸗ 
Gebäudes und des Neubaues eines Stalles auf 
4035 Rthlr. 24 fgr. 2 pf. veranſchlagte Neubau des 
Probſteiwohnhauſes bei der St. Martinskirche hier⸗ 
ſelbſt, kann wegen unzureichenden Fonds nicht zur 
Ausführung kommen, indem nach Abzug der Repa⸗ 


7 


raturkoſten der Kirche mit 629 Rthlr. 22 fgr. II pf. 

von den bereits eingezogenen Beiträgen zu dem oben⸗ 

en were Zwecke nur 1989 Rilr. 25 fgr. 1 pf. ver⸗ 
eiben. 

Bevor zur anderweiten Vertheilung der hiernach 
noch fehlenden Summe von 2045 Rihlr. 29 far. 1 
pf. geſchritten wird, ſoll nach Anordnung der König⸗ 
lichen Regierung die Zuſammenberufung der Mit⸗ 
glieder der Kirchen-Gemeinde ſtattfinden, um dar⸗ 
über zu beſchließen: 3 

ob die vorhandenen Anſchläge ausgeführt, oder 
neue Anſchläge auf Fachwerk angefertigt wer⸗ 
den ſollen? 

Zu dieſem Endzwecke habe ich einen Termin auf 
den Löten April c. Vormittags 9 Uhr 
im Schießhauſe anberaumt, und lade ich hiermit in 
Gemäßheit der Allerhöchſten Kabinets-Ordre vom 
Iten Mai 1829 die ſtimmfähigen katholiſchen Glieder 
der Kirchen⸗Gemeinde, nämlich diejenigen Perſonen, 
welche einen eigenen Hausſtand bilden, und zwar 1) 
von Dorf Gorczyn, 2) Ober- und Unter- Wilde, 
St. Lazarus, 3) Halbdorf, 4) Fiſcherei, 5) Lange 
Straße, 6) Grüne Straße, 7) Schützenſtraße, 8) 
Neue Gartenſtraße, 9) St. Martin, 10) kleine u. 
große Ritterſtraße, 11) Berlinerſtraße, 12) Müh⸗ 
lenſtraße bis an das Spritzenhaus, 13) Schloßſtraße 
bis an das Haus des Oberburgemeiſters Hrn Nau⸗ 
mann, 14) bergauf Waiſengaſſe, 15) Neue Straße, 
16) Wilhelmsſtraße incl. Landſchaft⸗ und Poſtgebäu⸗ 
de, 17) Lindenſtraße, 18) Bergſtraße, 19) Bäcker⸗ 
ſtraße, mit der Verwarnung vor, daß von den in 
dem Termine nicht Erſchienenen angenommen werde, 
als treten ſie dem Beſchluſſe der Mehrheit der Er- 
ſchienenen bei. 

Poſen, den 6. März 1814. 4 

Der Polizei⸗Präſident v. Minutoli. 
—  ————— 
Oeffentlicher Verkauf 
zum Zwecke einer Auseinanderſetzung. 


Ober⸗Landesgericht zu Poſen 1. 


Das im Koſtener Kreiſe belegene Rittergut Za⸗ 
dory, nebſt dem dazu gehörigen Dorfe Drozdzi⸗ 
ce und dem Vorwerke Roſzkowo, gerichtlich ab⸗ 
geſchätzt auf 57,997 Rihlr. 14 Sgr. 4 Pf., zufolge 
der nebſt Hypothekenſchein und Bedingungen in un⸗ 
ſerer Regiſtratur einzufehenden Taxe, fol 

am 27ſten Juni 1844 Vormittags 

um Uhr 
an ordentlicher Gerichtsſtelle ſubhaſtirt werden. 

Alle unbekannten Nealprätendenten werden auf⸗ 
geboten, ſich bei Vermeidung der Prächufion ſpäte⸗ 
ſtens in dieſem Termine zu melden. 

Die dem Aufenthalte nach unbekannten Erben der 
Urſula geb. von Pruſimska, früher verchelichten von 
Turno, jetzt verehelicht geweſenen d'Alfons, Geſchwi⸗ 
ſter Adolph, Arthur, Wladislaus, Joſeph, Alexan⸗ 
dra, Vincent und Stanislaus d' Alfons, auf welche 
der Befigtitel im Hypothekenbuche mit berichtigt iſt, 
werden hierzu öffentlich vorgeladen. 

Poſen, den 30. November 1843. 

—— ... —[——.9— 
Ä Bekanntmachung. 

Es wird hierdurch zur Kenntniß gebracht, daß der 

Depoſttal⸗Verkehr für das Depoſttaljahr vom Uſten 
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Gerichte jeden Mittwoch Vormittags um 10 Uhr 
fattfinden wird. Nur an dieſem Tage können Gel⸗ 
der ad Depositum zu Händen der Depoſitarien, 
des Land: und Stadtgerichts-Raths Eding, des 
Ober⸗Landesgerichts-Aſſeſſor Menzel, und des Des 
poſital⸗Rendanten Reinberger gezahlt werden. 
Vor der Einzahlung muß jedoch die Annahme 
nachgeſucht und der Annahmebefehl erwartet werden. 
Birnbaum, den 18. März 1844. 
Königliches Land- und Stadtgericht. 


Vekanntmachung 

Der Gaſtwirth Friedrich Müller, als Beſiz⸗ 
zer des in hiefiger Stadt sub No. 3. belegenen Haus 
ſes, wovon der Beſitztitel noch auf den Namen der 
Bürger Daniel Ruſchkeſchen Inteſtat⸗ Erben 
eingetragen ſteht, hat zum Zwecke der vollſtändigen 
Berichtigung feines Beſitztitels im Hypotheken-Buche 
das Aufgebot etwaniger unbekannter Realprätenden⸗ 
ten beantragt. 5 
Es ſteht zur Anmeldung etwaniger Anſprüche ein 
Termin auf 

den 24ſten April 1844 Vormit⸗ 

tags 10 Uhr 

an hieſiger Gerichtsſtelle an, und werden etwanige 
Realprätendenten dazu unter der Warnung hiermit 
vorgeladen, daß die Ausbleibenden mit ihren etwa⸗ 
nigen Realanſprüchen auf das Grundſtück werden 
präkludirt und ihnen deshalb ein ewiges Stillſchwei⸗ 
gen auferlegt werden. 

Filehne, den 11. November 1843. 
Königl. Preuß. Land⸗ und Stadtgericht. 


Bekanntmachung. 

Montag den 25 ſten d. Mts. früh 10 Uhr, 
ſollen auf dem Kanonenplatz mehrere auszurangirens 
de Czakots und Kochgeſchirre öffentlich an den Meiſt⸗ 
bietenden verkauft werden. 

Poſen, den 20. März 1844. 

Das Kommando der Iſten Abtheilung Öter 
Artillerie-Brigade. 


— — — — 
Dem Kupferſchmiedemeiſter Herrn Petrich aus 
Rogaſen bezeuge ich auf feinen Wunſch der Wahr⸗ 
heit gemäß, daß der von ihm angefertigte und in 
meiner Brennerei zu Groß⸗Gutowy, Wreſchener 
Kreiſes, aufgeſtellte Dampf- Apparat fo vorzüglich 
gut angeſertigt und konſtruirt iſt, daß er nichts zu 
wünſchen übrig läßt. 
Poſen, den 16. März 1844. 
HA F. Bielefeld, 
Königlicher Kommerzien⸗Nath und Beſttzer der 
Gutowyer Güter. 


Von künftigen Oſtern an werde ich den Schüle⸗ 
rinnen meines Inſtituts, deren Mutterſprache die 
Polniſche iſt, den Unterricht in den Wiſſenſchaften 
in Polniſcher Sprache ertheilen laſſen. 

Poſen, den 21. März 1844. 
Agnes Hebenſtreit. 


N— — w—— U ⏑—Ʒ—ũ—ñq 


Ein mit guten Schulkenntniſſen verſehener junger 
Menſch, der die Malerkunſt erlernen will, findet 
ſogleich ein Unterkommen bei ' 

Wilke, Mühlſtr. 3. in Poſen. 


Friſche Hollſt. Auſtern empfing 
5 J. G. Treppmacher, 
vormals: St. Sypniewski. 
Friſches engl. Ale und engl. Porter empfing 
G. Treppmacher, 
vormals: St. Sypniews ki. 


—— 

Friſchen Porter, die stel⸗Flaſche zu 23 Sgr. bei 
Julius Hoffmann, 

Büttel⸗ und Schloſſerſtraßen⸗Ecke No. 1. 


— — — 
Sämmtliche Seidenſtoffe, Orleans, Kattune und 
Modenzeuge überhaupt, en gros, wie en detail, 
ſind wiederum in reicher Auswahl zu bedeutend her⸗ 
abgeſetzten, jedoch feſten Fabrik- Preifen in der 
Handlung 
Arnold Witkowski, 
Markt No. 79. Iſte Etage. 
—— 
Nur bei Klawir, Breslauerſtraße 14., kauft 
man gut und billig: Windſor⸗Seife a Dutzend 10 
ſgr., Cocos-Nuß⸗Oel- Seife a Pack von 6 Stück 
6 fgr., Bartwachs 13 und 2 fgr., Markspomade 1}, 
und 2 fgr., Haaröl 23 ſgr., ächtes Eau de Co- 
logne 74 fgr., Lavande ambree 5 fgr. 


—————— 
Gelegenheit nach Berlin ift im Hotel de Dresde. 
Montag oder Dienſtag künftige Woche abzufahren. 


— — — — —-—ẽ — — 


Börse von Berlin. 
Amtlicher Fonds- und Geld - Cours - Zettel. 


Zins- Preus. Cour 


Fuss. |Briet. | Geld. 


Den 19.. März 1844. 


Staats-Schuldscheine ... +++ 34 ] 114 1005 
Preuss. Engl. Obligat. 1830 .. 4... | 101 I = 
Präm.-Scheine d. Seehandlung . — nn — 
Kurm. u. Neum. Schuldverschr. 34 | 100 — 
Berliner Stadt- Obligationen 31101 | — 
Danz dne IH Er see nee. FE a — 
Westpreussische Pfandbriefe 33 1100 — 
Grossherz. Posensche Pfandbr.. 4 1044 1044 
dito dito dito | 33 | 1004 | — 
Ostpreussische dito 37 103 — 
Pommersche dito 34 | 101 — 
Kur- u. Neumärkische dito 34 101 — 
Schlesische to 31 1004 — 
Friedrichsd'or ++ ++ * l — 13 7137 
Andere Goldmünzen & 5 Thlr. — 12 114 
Disconto . bene 3 4 
Actien 
Berl. Potsd. Eisenbahn ..... 5 1681 1673 
dio. dto. Prior. Oblig, ,,, 4 — [1034 
Magd. Leipz. Eisenbahn. — 195 194 
dto, dto. Prior. Oblig. 4 | — [1037 
Berl, Anh. Eisenbahnn — 1155 154 
dto, dto. Prior. Oblig, . 4 | — 11034 
Düss. Elb. Eisenbahn 5 963957 
dto, dto. Prior. Obli g.. 4 | — 904 
Rhein, Eisenbahn ee 00h 
dto, dte. Prior. Oblig....: | 4 | — | 91 
dto. vom Staat garant. 34 | 984 | 984 
Berlin-Frankfurter Eisenbahn . | 5 | 1524 |151} 
dito. dito. Prior. Oblig, | 4 | — 1035 
Ob.- Schles. Eisenbahn 4 126 |125 
do, do, do. Litt, B. v. eingez. | — 117 — 
Brl.-Stet. E. Lt. A, und 3. — 134 — 
Magdeb-- Halberstädter Eisenb. [4 1204 — 
Bresl.- Schweid.-Freibg.-Eisenb, | 4 11254 l — 


